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Helmut Kohl zur Landtagswahl in Baden-Württemberg: 

Es war ein großartiger Erfolg 
für die CDU und für Lothar Späth 
^i" wichtigste Tagesordnungspunkt im Bundes- 
^fstand und Parteipräsidium am Montag, 
y> 3. 1988, war eine Würdigung des Ergebnisses 
Jer Landtagswahl in Baden-Württemberg. Vor 
\er Bonner Presse erklärte Helmut Kohl: Es war 
J11 großartiger Erfolg für die CDU und ein gro- 
Uer persönlicher Erfolg für Lothar Späth. Es 
**r das Ergebnis eines glänzend geführten 
!*ahlkampfes, der mit großem persönlichem 
Einsatz von den Freunden in Baden-Württem- 
;erg, nicht zuletzt vom Spitzenkandidaten 
^thar Späth durchgestanden wurde. Wir haben 
Se>tens der Bundespartei mit dem Rednereinsatz 
uöseren Beitrag dazu geleistet. 

as Ergebnis ist aus mehreren Gründen ganz beson- 
erS Wicht!» iinH auch hptnprWenswe.rt: Die CDU hat 
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wichtig und auch bemerkenswert: Die CDU hat 
jy2 2"m erstenmal in Baden-Württemberg die 
^solute Mehrheit errungen. Sie hat diese absolute 
Mehrheit im Laufe der Jahre immer wieder behaup- 
,et.» was, wie jeder weiß, im Alltag der Regierungsar- 
b
eit eine besondere Leistung ist. Das Wahlergebnis 
Reutet auch die Bestätigung einer guten Landes- 

^olltik, die in Baden-Württemberg immer.darauf 
"sgerichtet war, Zukunftsperspektiven zu sehen, 
•"ukturen für die Welt von morgen zu bauen. Die- 

d
er Erfolg gewinnt sein besonderes Gewicht auch 

s
adurch, daß er errungen wurde in einem Zeitab- 

b
cnnitt, in dem durch die schwierigen Gesetzge- 
Ungsmaßnahmen in Bonn sehr leicht Stimmungsla- 

8en gegen die führende Regierungspartei zu erzeu- 
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Zitate 
„Die Bonner Koalition ist vor dieser 
Wahl stabil gewesen, ist nach dieser 
Wahl erst recht stabil. Es gibt keine 
Alternative zu dieser vernünftigen 
Politik." 
(Helmut Kohl in der „Tagesschau" vom 
21. 3. 1988) 

„ Was uns unheimlich geschadet hat 
in Baden- Württemberg, darüber 
gibt es gar keinen Zweifel — über- 
haupt geschadet und nicht nur in 
Baden- Württemberg in den letzten 
Monaten, war der gänzlich unnö- 
tige Streit innerhalb der Koalition, 
die ganz unsinnigen Querelen. 
Jeder muß erkennen in den Koali- 
tionsparteien, CDU/CSVund FDP 
—, daß sich das beim Wahlergebnis 
negativ niederschlägt. In dem 
Maße, in dem die Koalition ihre 
gute Arbeit auch geschlossen nach 
draußen vertritt, werden alle drei 
Partner den größten Nutzen davon 
haben. Das ist sicherlich eine Lek- 
tion, die man aus Baden- Württem- 
berg entnehmen kann." 
(Helmut Kohl in HEUTE vom 21. 3. 1988) 

gen sind. Wir haben uns für 1988 vorge- 
nommen, die Steuerreform, die Reform 
im Gesundheitsbereich, beim Beratungs- 
gesetz und der Rentenreform herbeizu- 
führen. In dieser schwierigen Lage ist 
allerhand Demagogie möglich. Um so 
wichtiger ist der gestrige Wahlerfolg. 
Ich will nicht viel zu den anderen Par- 
teien sagen, nur eine kurze Bemerkung 
zur SPD. Die SPD hat einmal mehr in 
Baden-Württemberg die Markierung 
eines Drittels der Wählerschaft nicht 
überschritten. Dies ist deshalb besonders 

bemerkenswert, weil Baden-Württemberg 
das am meisten industrialisierte und wirt" 
schaftlich fortgeschrittenste Land in der 
Bundesrepublik Deutschland ist. Das 
sollte den Sozialdemokraten zu denken 
geben. 
Ein Wort zum Abschneiden der FDP: 
Dies ist das schlechteste Ergebnis der 
FDP seit langer Zeit. Offensichtlich hat 
es sich nicht ausgezahlt, daß die Freien 
Demokraten im Wahlkampf die Position 
gegen Bonn eingenommen haben. Die 
Geschlossenheit der Bonner Koalition «s 

wichtig für alle Koalitionsparteien und 
ein Gegeneinander zahlt sich mit Sicher- 
heit nicht aus. 
Wir, die CDU, werden aus diesen Ergeb- 
nissen im Detail noch nachzuprüfen 
haben, wo und in welchen Bereichen, be 

spielsweise in den ländlichen Räumen, 
wir Schwierigkeiten hatten, wo wir nacn- 
arbeiten müssen, wo wir, wenn es geht, 
auch Verbesserungen vornehmen müsse - 

Das ist deswegen für uns so wichtig, wel 

wir nach der Osterpause praktisch hin- 
übergehen in den Landtagswahlkampf 
Schleswig-Holstein. Das großartige 
Wahlergebnis ist kein Grund zu irgend^" 
ner Euphorie, sondern wir müssen nocn 
härter und intensiver arbeiten. 

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIH111" 

CDU veranstaltet 
außenpolitischen Kongreß 
Am 14. April 1988 findet im Konrad-Ade' 
nauer Haus in Bonn unter dem Them3 4 
„Freiheit, Sicherheit, Zusammenarbeit 
ein außenpolitischer Kongreß statt. 
Eröffnet wird der Kongreß von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl. Die Veranstaltung 
ist Teil der innerparteilichen Diskussi 
über zukünftige Aufgaben und Ziele 
unserer Außenpolitik, die wir auch au 
dem Bundesparteitag in Wiesbaden 0 
bis 15. Juni 1988) führen werden. 
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Lothar Späth: 

Die Bürger halten die CDU nach wie 
vor für die kompetente Volkspartei 
°*r baden-württembergische Minister- 
präsident erklärte in der Pressekonfe- 
j!n« im Bonner Konrad-Adenauer- 
7aus: Ich bin mit dem Ergebnis trotz 
aer Verluste von 2,8 Prozent der Stim- 
^en sehr zufrieden. Wir mußten die- 
^n Wahlkampf, der Bundeskanzler 
!?* es gerade erwähnt, in einer Zeit 
u*lren, in der auf der Bundesebene 

schwierige Entscheidungen durchge- 
ht werden müssen. Wir mußten uns 
"jmit abfinden, daß Steuerreform 
Jfeir Reform des Gesundheitswesens 
ratürlich auch Gegenstand der Dis- 
JUssion im Wahlkampf sind. Aber ins- 
|esamt gesehen, glaube ich, hat die 
^völkerung von Baden-Württemberg 
«zeptiert, daß sie bei der Union gut 

*ufgehoben ist. 

v«,ren Wahlkampf geführt. Unsere Ziel- 

n as «si von der Bevölkerung in der 
chlußphase des Wahlkampfes zuneh- 

. ^nd aufgenommen worden. Wir hatten 
Q Anfang erhebliche Probleme mit der 
, ^ndeinstellung, warum wollt ihr denn 
v

lrie Koalition. Aber am Schluß haben 
daß      ^ur8er davon überzeugen können, 
d;  .5s Sut »st, wenn sie der Partei wieder 

•en einen fairen, das will ich aus- 
jf^cklich sagen, von allen Parteien sehr 
a,ren Wahlkampf geführt. Unsere Zr' 
, ^^be lautete: wir kämpfen um die 

as ist von der Bevölkerung in der 

o-uc lauieie: wir Kampien um uic 
j^So)ute Mehrheit ohne jede Alternative. 

let ührung allein anvertrauen, die die 
y  le" 16 Jahre in Baden-Württemberg 
a 

rantWortung trug. Wir haben natürlich 
ne

cfl günstige Elemente einsetzen kön- 
lemhDie Wirtschaftslage Baden-Würt- 
du   ^rgs ist günstiger als im Bundes- 

rchschnitt. Wir haben die niedrigsten 

Arbeitslosenraten und eine sehr ausgewo- 
gene Struktur. 

Zum Wahlergebnis selbst, wenn man es 
etwas näher ansieht, ist zunächst einmal 
festzustellen, daß keine der anderen Par- 
teien aus der Oppositionsrolle heraus 
Zugewinne erzielen konnte. Es ist ja ganz 
interessant, daß wir zwar 2,8 Prozent ver- 
loren haben, daß aber auch die SPD noch 
verloren hat auf einem Stand, bei dem 
man eigentlich in einem Industrieland 
wie Baden-Württemberg fast nicht mehr 
annehmen kann, daß die SPD noch Stim- 
men verliert. Die SPD hat ebenso wie die 
CDU in ihren Hochburgen am stärksten 
verloren. In Stuttgart und im mittleren 
Neckarraum hat die CDU ihre Position 
sogar halten können. Die SPD hat in den 
Großstädten am schlechtesten abge- 
schnitten, d.h., wir haben vor allem die 
Facharbeiterschaft und die Aufsteiger in 
den Dienstleistungen voll bei der CDU 
halten können. Wir haben starke Einbrü- 
che im ländlichen Raum zu verzeichnen. 
Beispielsweise in Oberschwaben mit acht 
und neun Prozent Verluste. Übrigens der 
Bereich, in dem auch die Splitterparteien 
zugenommen haben. Interessant ist viel- 
leicht, daß in Mannheim, eine unserer 
schwierigsten Städte, die von der Indu- 
striestruktur her am meisten unter dem 
Strukturwandel leidet, die CDU etwa 2,8 
Punkte eingebüßt hat, aber die SPD noch 
stärker verloren hat. Das heißt, die SPD 
konnte aus dieser Situation uns gegen- 
über nichts gewinnen. Erstaunlich ist, 
daß in ihrem Stammland die FDP auf 5,9 
Prozent abgesunken ist. Mein Eindruck 
ist. daß wir der FDP Stimmen abjagen 
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konnten bei dieser Auseinandersetzung. 
Die Grünen haben in etwa ihr Ergebnis 
gehalten. 
Erstaunlich ist natürlich die hohe Zahl 
von Splitterstimmen. Man muß diese sehr 
genau analysieren, um nicht falsche 
Schlüsse zu ziehen. In einer ersten Reak- 
tion wurde pauschal gesagt, da sind 
rechte Splittergruppen am Werk. Das hat 
sich nicht so bestätigt und bestätigt hat 
sich übrigens auch nicht, daß die alle von 
uns kommen. Die Wählerströme sind so 
gelaufen, daß wir per saldo von der SPD 
mehr Stimmen bekommen haben, als die 
CDU der SPD abgab und daß wir vor 
allem von der FDP mehr Stimmen 
bekommen haben. Bei einer genauen 
Untersuchung zeigt sich z.B., daß bei die- 
sen Splittergruppen eine ÖDP ist, die 
Gruhl-Partei mit 1,4 Prozent. Die hat 
ganz genaue Schwerpunkte, die wir aus- 
machen können um Freiburg herum und 
in Oberschwaben. Deren Thema war der 
„Schutz des ungeborenen Lebens", § 218. 
Die Stimmen gehen voll zu unseren 
Lasten. Ich habe mit diesen Leuten 
gesprochen, die mir bestätigt haben: eure 
Politik geht noch am nächsten in unsere 
Richtung, aber das ist uns nicht stark 
genug. Verbleibt ein Rest von etwa vier 
Prozent mit dem Schwerpunkt NPD 
(zwei Prozent), Republikaner (ein Pro- 
zent) und dann noch ein bißchen bei den 
Patrioten. Da kommt äußerstenfalls die 
Hälfte von uns. 

Es gibt eine ganz interessante erste Unter 
suchung über die SPD-Hochburgen. In 
den SPD-Hochburgen hat die SPD bis zu 
vier Prozent abgenommen, die CDU 0,1 
gewonnen und dort sind die Rechtspar- 
teien bei 3,5 Prozent. Ich will damit nur 
der These widersprechen, daß diese Wäh- 
ler so einfach einzuzuordnen sind. Es 
handelt sich um Protestpotential, das 
man nicht gleich als Radikale abstempeln 
sollte. Es sind hauptsächlich Protestwäh- 

ler, die große persönliche Probleme 
haben in der Landwirtschaft, im Hand- 
werk und im Einzelhandel. Ganz einfacn 

Leute, die gesagt haben, mir ist jetzt alle5 

egal, ich wähle keine der etablierten Paf' 
teien. Denen zeige ich es mal, die solle11 

mal aufwachen, wenn die immer noch 
nicht begriffen haben, wie ernst es uns 
geht. Ich möchte nicht den Eindruck 
erwecken, da ist nun eine neue Revolu- 
tion im Gange. Es gibt im Lande ein 
Unzufriedenheitspotential, vor dem ic" 
warne, das ich auch nicht geringer wer- 
den sehe, einfach unter dem Aspekt der 
wirtschaftlichen Probleme dieser Leute 
und der emotionalen Entscheidungen, 
daraus resultieren. Wir müssen uns um 
diese Leute bemühen, aber es wäre völ' *> 
falsch, die Leute jetzt als radikal abzu- 
stempeln, statt sich mit ihren Probleme 
auseinanderzusetzen und zu sehen, Wie 
wir sie wieder zu den Parteien des dem 
kratischen Spektrums zurückführen kön 

nen. Das ist mir besonders wichtig- 
Betrachte ich das Gesamtergebnis, ist m 
das wichtigste daran, daß man die CD 
nach wie vor für die kompetente Volk5' 
partei hält und daß man im deutschen 
Südwesten ein besonderes Vertrauen n 
zu unserer Arbeit und mit dieser Arbe« 
zufrieden ist. Die Dinge in Baden-Wü»/" 
temberg sind stabil, müssen stabil ble» 
und die Wähler haben im letzten eine so 
ehe Grundentscheidung getroffen, für 

wir sehr dankbar sind, weil sie mir die 
Möglichkeit gibt, wieder für die nächs 
vier Jahre für Baden-Württemberg we« 
zuarbeiten. ^ 

Zitat 
„Für uns in Schleswig-Holstein ist di?s 

Ergebnis Anlaß zu einem realistischen 
Optimismus. Für den Wähler, das zeig1   . 
Wahl, zählen Verläßlichkeit, Leistung »" 
Beständigkeit. 
(Spitzenkandidat Heiko Hoffmann) 
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agitier Geißler: 

Kein Trend zum Rechtsradikalismus 
as Anwachsen von Wählerstimmen 

.Gunsten kleiner rechter Parteien bei 
er baden-württembergischen Land- 
'pwahl begründet für CDU-General- 
^fetär Heiner Geißler noch keinen 
Po,»tischen Trend. 
In ^'nem Interview der Tageszeitung 
'•°|e Welt" vom 22. März 1988 führte 
^iner Geißler aus: 

J* Welt: Lothar Späth hat seine absolute 
^-Mehrheit auch mit Argumenten 

gen Helmut Kohl und gegen die Bonner 
, °aHtion behauptet. Sie haben ihn dafür 

ute gelobt. Ist diese Taktik auch für den 
^'Kandidaten Hoffmann in Kiel zu 

>fehlen? 

c«jner Geißler: Lothar Späth und die 
.   U haben die absolute Mehrheit in 
e- er Linie wiederbekommen, weil sie 
u,.e sehr gute Bilanz vorweisen konnten: 
^schaftspolitische Kompetenz, 
a   »erne Strukturen, die geringste Zahl 
Te j^   e'tslosen, zukunftsorientierte 
tjL ^ologien und eine bürgernahe Poli- 
ty'  le mit den alltäglichen Sorgen der 

Aschen vertraut ist. Lothar Späth hatte 
rjci . ahlkampf politisch-strategisch 
W1!8 an8e,egt. Sein Wahlkampfkonzept 
He 

s'Cn aber nicht gegen die unbestritte- 
k{     f°lge der Bundesregierung gerich- 
derS|?nclern dagegen, daß die Querelen 
k0m 

0a'itionspartner in Bonn in den 
die /^den vier Jahren auch in Stuttgart 
DP- .an<^esPolitik bestimmen könnten. U 

A r"   *"" *       
WUf ?

nsPruch, alleine weiterzuregieren, 
tem. e deswegen von den Baden-Würt- 

Jer 

li^j   r8ern honoriert, weil Lothar Späth 
hen d

e,ne Regierung bis weit in die Rei- 
er SPD hinein als die beste Alterna- 

eniPfunden wurde. In Schleswig-Hol- 
tive 

stein ist die Lage anders. Dort gilt es, eine 
rot-grüne Mehrheit zu vermeiden, und 
das kann unter den gegebenen Umstän- 
den nur durch eine Koalition zwischen 
CDU und FDP erreicht werden. 

Die Welt: In Baden-Württemberg mußten 
alle Parteien Einbußen hinnehmen, ausge- 
nommen die Splitterparteien am rechten 
Rand. Versagt hier die Integrationskraft 
Ihrer Partei? 
Heiner Geißler: Die NPD und die Repu- 
blikaner haben zusammen 3,1 Prozent in 
Baden-Württemberg erreicht. Die ÖPD, 
die Partei von Herbert Gruhl, ist eine 
konservative, ökologische und keine 
rechtsradikale Partei. Sie hat 1,4 Prozent 
erhalten. In einer Zeit großer Reformvor- 
haben wie Steuerreform und Gesund- 
heitsreform wird es immer einen Rest von 
Unzufriedenheit geben, die aus Protest 
solche Splitterparteien wählen. Das kann 
bei der nächsten Landtagswahl schon 
wieder ganz anders sein. Ein solches 
Wahlergebnis von 3,1 Prozent begründet 
keinen Trend. Rechts- wie linksradikale 
Parteien hält man im übrigen nicht 
dadurch klein, daß man ihnen nachläuft 
und ihre Inhalte aufwertet, sondern 
indem man ihre falschen Inhalte, wie 
zum Beispiel „Ausländer raus", widerlegt 
und bekämpft. Auf diese Weise hat schon 
früher die CDU die NPD auf Null 
gebracht. 

Die Welt: Das bürgerliche Wählerreservoir 
ist rechts abgebrochen, und die FDP blieb 
blaß. Wie deckt sich das mit Ihrer soge- 
nannten Lagertheorie? 
Heiner Geißler: Baden-Württemberg hat 
doch nicht widerlegt, daß Rote und 
Grüne in ein Lager gehören, auch wenn 
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sie zur Regierungsbildung nie eine 
Chance gehabt haben. Die CDU hat bei 
dieser Wahl Stimmen von der FDP 
gewonnen. Es widerspricht der Lager- 
theorie nicht, wenn die CDU stark bleibt 
und in einer Wahl Stimmen von der FDP 
gewinnt. Das war in Baden-Württemberg 
ausdrücklich unser Ziel. Für die FDP hat 
es sich nicht ausgezahlt, daß sie in 
Baden-Württemberg anders geredet als 

sie in Bonn gehandelt hat. Es ist eben 
nicht glaubwürdig, wenn die eine Hälfte 

der FDP vor Handwerkern und Mittel- 
ständlern über die hohen Lohnnebenk0' 
sten jammert und gleichzeitig die anderf 
Hälfte der FDP bei Zahnärzten gegen d'e 

beschlossene Reform des Gesundheit^ 
sens polemisiert, obwohl diese unter 
anderem zum Ziel hat, die Lohnneben*0 

sten zu senken. 

Parteipräsidium befaßte sich mit der 
Gesundheitsreform 
Das Präsidium der CDU hat sich am 
Donnerstag, 17. März 1988, unter Lei- 
tung von Helmut Kohl mit der geplan- 
ten Strukturreform im Gesundheitswe- 
sen beschäftigt, wie sie von allen 
Koalitionsparteien, also von CDU, 
CSU und FDP, vereinbart worden ist. 
Das Präsidium der CDU ist der Auf- 
fassung, daß die Eckwerte der geplan- 
ten Reform dem Ziel dienen, unser 
bewährtes freiheitliches Gesundheits- 
system langfristig zu sichern und 
zugleich finanzierbar zu erhalten. Die 
nach Abstimmung mit allen Koali- 
tionsparteien von Arbeitsminister Nor- 
bert Blüm vorgelegten Strukturele- 
mente dienen sowohl der bestmögli- 
chen Versorgung der Patienten wie 
auch der langfristigen Sicherung der 
Existenz freier Ärzte und freier Apo- 
theker. 

Mit der geplanten Strukturreform im 
Gesundheitswesen werden die notwendi- 
gen Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß unser freiheitliches Gesundheitssy- 
stem auch künftig erhalten bleibt und daß 
die gesetzliche Krankenversicherung wei- 
terhin ihren Versicherten zu vertretbaren 
Beitragssätzen eine leistungsfähige 
gesundheitliche Versorgung gewährlei- 
sten kann. 

cH Ebenso wie die Bundesregierung ist au 
die CDU offen für alle sachlich begrün- 
dete Kritik und ernstgemeinten Verbes* 
rungsvorschläge. In diesem Zusammen' 
hang kommt den Gesprächen eine beso 
dere Bedeutung zu, die im Arbeitsmin'' 
sterium mit allen betroffenen Verbände 
geführt werden. Auch in der CDU wer- 
den die im Rahmen der Diskussion deS 

Referentenentwurfs vorgetragenen 
zustimmenden und kritischen Äußerun- 
gen ausgewertet und gewürdigt werden- 

61 Prozent glauben an 
Koalitionssieg 
61 Prozent der Bundesbürger gehen 
davon aus, daß die Regierungskoaliti°n 

aus CDU, CSU und FDP auch bei der 
nächsten Bundestagswahl die Mehrhe« 
erreicht. Dies ergab eine Umfrage der 
Wickert-Institute. Nur 22 Prozent der 
3 120 in den vergangenen acht Tagen 
befragten Wahlberechtigten geben eine 
sozialliberalen Koalition die meisten 
Chancen. Acht Prozent glauben an den 
Sieg eines rot-grünen Bündnisses. Djf' 
Prozent der Befragten trauen der SPP 
einen Alleinsieg zu, nur zwei Prozent 
Union. Eine große Koalition erwarten 
acht Prozent. 
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Gerhard Stoltenberg: 

Durch Steuerreform spürbare und 
dauerhafte Entlastung 
">e Bundesregierung hat am 22. März 
*988 den Entwurf des Steuerreformge- 
^tzes 1990 beschlossen. Damit ist das 

.esetzgebungsverfahren für eine der 
Richtigsten innenpolitischen Aufgaben 
dieser Gesetzgebungsperiode eingelei- 
tet. 

jjtel der Steuerreform ist es, Bürger und 
"tetriebe entsprechend dem Steuerpoliti- 
ken Leitgedanken „Niedrigere Steuer- 
Satze und weniger Ausnahmen" spürbar 
J}nd dauerhaft zu entlasten und das 
Steuersystem grundlegend zu verbessern. 

,e Reform bringt ein gerechteres und 
e'nfacheres Steuersystem, das die berufli- 
che und unternehmerische Leistung näch- 
tiger anerkennt, der besonderen Situa- 
lQn der Familien wirksamer Rechnung 
ragt und die volkswirtschaftlichen Rah- 
^enbedingungen weiter verbessert. 

as Steuerreformgesetz 1990 ist mit einer 
^nt'astung in Höhe von fast 40 Milliar- 
jten DM brutto oder gut 20 Milliarden 
. M netto der entscheidende Schritt des 
J1 der 10. Legislaturperiode begonnenen 
Jtefbrmvorhabens. Bereits 1986 sind die 
feuern um rund 11 Milliarden DM und 

88 um rund 14 Milliarden DM gesenkt 
°rden. Einschließlich der verbesserten 
bschreibungsmöglichkeiten für Wirt- 
naftsgebäude werden Bürger und 
triebe durch die dreistufige Steuerre- 

orm 1986/1988/1990 um insgesamt fast 
ü Milliarden DM entlastet. 

u 
frnstück der Entlastungen ist der 

jr°eits- und mittelstandsfreundliche 
°nti- und Einkommensteuertarif. Der 
eUe> geradlinig-progressive Tarif besei- 

tigt den zu steilen Anstieg der Belastung 
jeder zusätzlich verdienten Mark, also 
des Grenzsteuersatzes. 
Ein Übermaß an Sonderregelungen hat 
bisher zu steuerbedingten Fehllenkungen 
verleitet, Mitnahmewirkungen und Wett- 
bewerbsverzerrungen hervorgerufen 
sowie immer weitere Ausnahmetatbe- 
stände nach sich gezogen. Die vorge- 
schlagene Rückführung zahlreicher 
steuerlicher Vergünstigungen und Son- 
derregelungen korrigiert diese jahrzehnte- 
lange Fehlentwicklung und bewirkt eine 
gerechtere und gleichmäßigere Besteue- 
rung. 

Steuerentlastungen 
Durch den geradlinig-progressiven Lohn- 
und Einkommensteuertarif wird der 
Anstieg der steuerlichen Grenzbelastung 
deutlich und vor allem auf Dauer abge- 
senkt. Die Progressionszone beginnt 
künftig bei einem zu versteuernden Ein- 
kommen von 8.150/16.300 DM (Ledige/ 
Verheiratete) und endet bei 
120.000/240.000 DM. Im unteren Pro- 
gressionsbereich bis 60.000/120.000 DM 
zu versteuerndem Einkommen steigt die 
steuerliche Belastung des Einkommens- 
zuwachses nur noch auf 34,8 v. H.; nach 
dem bis 1985 geltenden Einkommen- 
steuertarifbetrug dagegen die Grenzbela- 
stung bei 60.000/120.000 DM noch über 
50 v. H. 

Der Grundfreibetrag für Ledige steigt ab 
1990 auf 5.616 DM, für Verheiratete auf 
11.232 DM. Durch die Erhöhung werden 
rund Vi Million Steuerzahler von der Ein- 
kommensteuer freigestellt. Dies ist auch 
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ein spürbarer Beitrag zur Steuervereinfa- 
chung. Daneben wird der Eingangs- 
steuersatz von 22 v. H. auf 19 v. H. abge- 
senkt. Beide Maßnahmen entlasten in 
besonderem Maße kleine Einkommen. 
Die Senkung des Eingangssatzes stellt 
zusammen mit der Senkung des höchsten 
Einkommensteuersatzes um 3 v.-H.- 
Punkte auf 53 v. H. die Eckpunkte des 
Einkommensteuertarifs wieder her, wie 
sie in der Zeit von 1965 bis 1974 bestan- 
den haben. 
Die vorgesehene Senkung der Einkom- 
mensteuersätze öffnet den Weg für eine 
aus Gründen der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft drin- 
gend erforderliche Senkung des Körper- 
schaftssteuer-Satzes für einbehaltene 
Gewinne von 56 v. H. auf 50 v. H. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, die familien- 
bezogenen Abzugsbeträge ab 1990 weiter 
zu erhöhen, nämlich 
• den Kinderfreibetrag von 2.484 DM 
auf 3.042 DM, 
• den Haushaltsfreibetag für Alleinste- 
hende mit Kindern von 4.752 DM auf 
5.616 DM und 
• die Höchstbeträge für den Abzug von 
Unterhaltsaufwendungen für bedürftige 
Angehörige von 4.500 DM auf 5.400 DM. 
Neu eingeführt werden soll ein Pauschbe- 
trag in Höhe von 1.800 DM für die per- 
sönliche häusliche Pflege von Schwerst- 
behinderten (Pflegepauschbetrag). 
Aus den Maßnahmen zur gleichmäßige- 
ren Besteuerung und zum Abbau von 
steuerlichen Vergünstigungen und Son- 
derregelungen ergibt sich für alle großen 
Gruppen ein angemessener und ausgewo- 
gener Betrag. 

Maßnahmen für ein gerechteres 
und einfacheres Steuersystem 
Der Referentenentwurf des Steuerreform- 
gesetzes 1990, der am 14. Januar 1988 der 

Öffentlichkeit vorgestellt wurde, ging in1 

wesentlichen auf die Koalitionsvereinba- 
rungen des Vorjahres zurück. 

Seitdem ist das Konzept eingehend mit 
den Verbänden, den Ländern und den 
Bundesministerien erörtert worden. Als 
Ergebnis werden jetzt fast 60 Einzelmaß- 
nahmen zur gleichmäßigeren Besteue- 
rung, zum Abbau von Steuersubventio- 
nen und Sonderregelungen sowie zur 
Steuervereinfachung vorgeschlagen. 

Besondere Bedeutung hat das Vorhaben, 
Zinseinkünfte gleichmäßiger zu erfassen. 
Viele Bürger versteuern ihre Zinsein- 
künfte ordnungsgemäß. Andere tun dies 
— oft aus Unkenntnis — nicht. Der 
Gesetzentwurf sieht vor, die bisher schon 
auf Dividenden erhobene Kapitalertrag- 
steuer auf bestimmte Zinseinkünfte aus- 
zudehnen, allerdings mit einem Satz von 
nur 10 Prozent. Da auch diese kleine      . 
Kapitalertragsteuer grundsätzlich voll au 
die Einkommen- oder Körperschaft- 
steuerschuld angerechnet werden kann, 
ändert sich für diejenigen Bürger, die i«1' 
Kapitalerträge bisher schon versteuert 
haben, im Ergebnis nichts. Ausgenom- 
men von der kleinen Kapitalertragsteuer 
bleiben Zinseinkünfte aus Spareinlagen 
mit gesetzlicher Kündigungsfrist. 

Die kleine Kapitalertragsteuer soll bei 
den Erträgern aus länger laufenden 
Lebensversicherung mit Kapitalansarnn1' 
lung nur für die außerrechnungsmäßigen 

Zinsen erhoben werden. Wegen der 
besonderen Bedeutung des Versiche- 
rungssparens für die Altersvorsorge sol' 
sie die Einkommensteuer abgelten. Die 
rechnungsmäßigen Zinsen von in der 
Regel 3,5 v. H. bleiben steuerfrei. Sie sin° 
von maßgebender Bedeutung für die en 
gültige Versicherungssumme, die zur A 
Zahlung kommt. Steuerpflichtige, deren 
Belastung mit Einkommensteuer niedr*' 
ger ist als die auf Erträge aus Lebensve 
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sicherungen einbehaltene Kapitalertrag- 
steuer, erhalten die Möglichkeit, eine 
Erstattung der Kapitalertragsteuer zu 
beantragen. 

^'nseinkünfte von Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögensmas- 
Sen im Sinne des § 44 c Einkommen- 
steuergesetz — diese erhalten die 25pro- 
Zentige Kapitalertragsteuer voll oder zur 
Hälfte erstattet — unterliegen im Ergeb- 
n's nicht der kleinen Kapitalertragsteuer, 
^as sind vor allem Institutionen wie Kir- 
nen, gemeinnützige Vereine und Stiftun- 
gen, politische Parteien, Pensionskassen 
und Berufsverbände sowie bestimmte 
Kreditinstitute, die öffentliche Por- 
Sramme durchführen. Auch die Träger 
^er Sozialversicherung gehören dazu. 

fur gleichmäßigeren Erfassung von Zins- 
e'nkünften ist vorgesehen: Die Kreditin- 
stitute werden ihre Kunden künftig 
^fassender über ihre Zinseinkünfte, die 
Rechtslage und die Steuerpflicht infor- 
mieren. Außerdem werden die Steuerer- 
k'ärungsvordrucke detailliertere Informa- 
nten zur Erklärung von Zinseinkünften 
Ehalten. 
cs »st möglich, daß manche Steuerpflich- 
"8e weiterhin zögern, ihre Zinseinkünfte 
^"dnungsgemäß zu erklären, weil sie 
Nachforschungen der Finanzämter und 
^f- die Einleitung eines Straf- oder Buß- 
^eldverfahrens für die Steuerehrlichkeit 
fürchten. Um den Schritt in die Steuer- 
"rtichkeit zu erleichtern, wird eine 

£esetzliche Regelung vorgeschlagen (Arti- 
el 16 des Entwurfs). Steuerpflichtige, die 

, Jch dem Inkrafttreten des Gesetzes bis 
'• Dezember 1990 ihre Zinseinkünfte für 
86 und 1987 ordnungsgemäß erklären 

^er für die Veranlagungszeiträume ab 
, °6 nacherklären oder berichtigen (straf- 

e'reiende Erklärung), haben weder mit 
achforschungen und Steuernachforde- 

^ngen für die Zeit vor 1986 noch mit 
raf- oder Bußgeldverfahren zu rechnen. 

Dies soll bei Vermögensteuerpflicht auch 
für das den Kapitaleinkünften zugrunde 
liegende Vermögen gelten. Weitere Vor- 
aussetzung für den Verzicht auf Steuer- 
nachforderungen für die Jahre vor 1986 
und die Straffreiheit soll sein, daß die 
verkürzte Einkommensteuer oder Vermö- 
gensteuer für die Jahre ab 1986 innerhalb 
einer von der Finanzbehörde bestimmten 
angemessenen Frist gezahlt wird. 
Straf- und Bußgeldfreiheit und der Ver- 
zicht auf die Steuererhebung für die 
Jahre vor 1986 gelten nur für Einkünfte 
aus Kapitalvermögen und die entspre- 
chenden Vermögenswerte, nicht dagegen 
bei anderen Einkunftsarten und Vermö- 
genswerten. 
Der Kernbereich des sogenannten Ban- 
kenerlasses soll in das Gesetz übernom- 
men werden. Damit wird gesetzlich klar- 
gestellt, daß bei der Betriebsprüfung 
eines Kreditinstituts die Ausschreibung 
von Kontrollmitteilungen über Guthaben 
oder Depots von Bankkunden unter- 
bleibt. Im übrigen soll der Bankenerlaß 
als Verwaltungsanweisung bestehenblei- 
ben. Die bisherigen Grenzen zur Ermitt- 
lung von Kapitalerträgen bleiben also 
unverändert. 

Wichtige Einzeländerungen 
Von Bedeutung ist die Einführung eines 
Arbeitnehmer-Pauschbetrages in Höhe 
von 2.000 DM. In diesem neuen Pausch- 
betrag werden der bisherige Werbungsko- 
sten-Pauschbetrag von 564 DM, der 
Arbeitnehmer-Freibetrag (480 DM) und 
der Weihnachtsfreibetrag (600 DM) 
zusammengefaßt und deren Summe auf- 
gestockt. Dadurch ergibt sich eine erheb- 
liche Vereinfachung des Besteuerungsver- 
fahrens. Etwa 75 Prozent der Arbeitneh- 
mer werden ihre Werbungskosten künftig 
nicht mehr gesondert zu ermitteln und 
dem Finanzamt nachzuweisen haben. 
Bei Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
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von Arbeitnehmern soll die Steuerfreiheit 
der Lohnzuschläge im Grundsatz erhal- 
ten bleiben, aber auf der Grundlage des 
heutigen § 3 b Abs. 2 Einkommensteuer- 
gesetz begrenzt werden. Zur Vermeidung 
von Härten, vor allem im Druckgewerbe, 
enthält der Gesetzentwurf eine Über- 
gangsregelung. Sie bewirkt, daß in den 
Fällen, in denen sehr hohe Lohnzu- 
schläge nach der Neuregelung zu versteu- 
ern sind, diese in mehreren Jahren stufen- 
weise in die Besteuerung überführt wer- 
den. 

Bei Belegschaftsrabatten wird eine Ober- 
grenze für die Steuerfreiheit festgelegt. Es 
wird ein Freibetrag von 2.400 DM einge- 
führt. Etwaige Bewertungsungenauigkei- 
ten sollen außerdem dadurch ausgegli- 
chen werden, daß in jedem Fall ein 
Abschlag vom Einzelhandelspreis in 
Höhe von 3 Prozent gemacht werden 
kann. Diese maßvolle Regelung hat bei- 
spielsweise zur Folge, daß in Warenhäu- 
sern ein Belegschaftsrabatt von 15 Pro- 
zent bis zu einem Warenwert von 20.000 
jährlich steuerfrei gestellt wird. 
Die Einzelmaßnahmen zum Subventions- 
abbau berühren jeweils eine Minderheit 
der Steuerpflichtigen. Die überwälti- 
gende Mehrheit der Steuerzahler wird im 
Rahmen der dreistufigen Steuerreform 
erheblich und dauerhaft entlastet. 
Die Steuergesetzgebung und -diskussion 
der letzten Monate in wichtigen Partner- 
ländern ist von denselben Zielen 
bestimmt wie unser Konzept der Steuer- 
reform. Vor allem die jüngsten Entschei- 
dungen in Großbritannien, in den Nie- 
derlanden und in Österreich bestätigen 
dies in eindringlicher Weise. In diesen 
Ländern, wie zuvor schon in den USA, 
Frankreich, Japan und Kanada, stehen 
die grundlegende Reform von bisher 
überhöhten Tarifen, die Senkung der 
Spitzensteuersätze und der Unterneh- 
mensbesteuerung und der einschnei- 

dende Abbau von Steuersubventionen, 
Ausnahmevorschriften sowie Privilegien 
für Minderheiten und damit eine gleich- 
mäßigere Besteuerung im Mittelpunkt 
der Gesetzesinitiativen. Durch diese 
reformerischen Schritte soll vor allem d,e 

Attraktivität der jeweiligen Länder für 
den Zufluß von Investitionskapital 
gestärkt werden. 
Dieser internationale Trend moderner 
Steuergesetzgebung unterstreicht die 
Dringlichkeit unserer Steuerreform. Er 
macht zugleich deutlich, daß eine an vor- 
dergründigen Verteilungsgesichtspunkte'1 

orientierte Diskussion die wichtigste Au'' 
gäbe der Schaffung eines gerechteren, 'e1' 
stungsfördernden und für den Arbeits- 
markt sowie die Wirtschaft günstigeren 
Steuersystems verfehlt. 

Einsparungen auch bei 
Krankenfahrten notwendig 
Zum Protest der Taxifahrer erklärt der 
Staatssekretär im Bundesarbeitsministe- 
rium, Bernhard Jagoda: „Die Ausgaben 
der Krankenversicherung für Fahrkosten 
sind neben den Ausgaben für Kranken- 
häuser und Heil- und Hilfsmittel am 
stärksten gestiegen, und zwar von 184 
Millionen Mark im Jahre 1970 auf 1,564- 
Milliarden Mark im Jahr 1986. 
Allein die Ausgaben für Taxifahrten sin 
von 348 Millionen Mark im Jahre 1982 
auf 521 Millionen Mark im Jahre 1986 
angewachsen. Die Solidargemeinschaft 
der Versicherten darf aber nicht überfor- 
dert werden. Soweit Fahrkosten zu den 
Aufwendungen des täglichen Lebens 
gehören, sind sie von dem einzelnen zu 
tragen. Auch bei krankheitsbedingten 
Fahrten können häufig öffentliche Ver- ^ 
kehrsmittel benutzt werden oder Angen 

rige und Nachbarn Fahrhilfe leisten. 
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An unserer erfolgreichen Deutschland- 
politik wird sich nichts ändern 
&er Vorsitzende des CDU-Bundes- 
fachausschusses Deutschlandpolitik, 
Ottfried Hennig, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
fär innerdeutsche Beziehungen, 
''klärt zu den Aufgaben des neuen 
«undesf achausschusses: 

^ie Einsetzung eines besonderen Bun- 
desfachausschusses Deutschlandpolitik 
lst Ausdruck des besonderen Stellenwer- 
ts, den die CDU der Deutschlandpolitik 
^»mißt. In ihrer Regierungspolitik seit 
dem l. Oktober 1982 hat die von der 
^U geführte Bundesregierung diesen 
§estiegenen Stellenwert immer wieder 
Gütlich gemacht. Der Parteivorsitzende 
der CDU, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
^t dazu bei vielfältigen Gelegenheiten, 
Urjter anderem in seinen Regierungserklä- 
rungen und in seiner Tischrede beim 
£esuch Erich Honeckers am 7. Septem- 
ber 1987, eindeutig Stellung bezogen. 

Ausgangspunkt der Deutschlandpolitik 
der CDU ist das Grundgesetz, welches 
Jjns in seiner Präambel auffordert, in 
Je>er Selbstbestimmung die Einheit und 
^reiheit Deutschlands zu vollenden. Die 
j^ter des Grundgesetzes waren von dem 
Tillen beseelt, die nationale und staatli- 
Cne Einheit des deutschen Volkes zu wah- 
^n- Gleichzeitig wollten sie, daß das 
putsche Volk als gleichberechtigtes 
S'jed in einem vereinten Europa dem 
br,eden der Welt dient. 

J;n unserer erfolgreichen Deutschlandpo- 
u'k wird sich nichts ändern. Dies ist 
aüch mit dem Entwurf der Kommission 
"Unsere Verantwortung in der Welt — 
ehristlich-demokratische Perspektiven 
ür Außen-, Sicherheit-, Europa- und 

Deutschlandpolitik" nicht beabsichtigt. 
Mit diesem Kommissionsentwurf und 
den anderen Diskussionsentwürfen 
beginnt eine intensive Diskussion in der 
Partei. Der Generalsekretär hat den Bun- 
desfachausschuß Deutschlandpolitik der 
CDU gebeten, dieses Papier intensiv zu 
beraten, was in der konstituierenden Sit- 
zung am 3. März 1988 mit mehr als 30 
Wortmeldungen geschehen ist. 
Alle Mitglieder des Bundesfachausschus- 
ses hatten in den vergangenen Wochen 
Gelegenheit, schriftliche Änderungsvor- 
schläge zu machen. In seiner Sitzung am 
28. März 1988 wird der Bundesfachaus- 
schuß den Versuch machen, diese Ände- 
rungsvorschläge zusammenzufassen. 
Damit entspricht der Bundesfachausschuß 
seiner Beratungsfunktion für den Bundes- 
vorstand der CDU, der am 17. und 18. 
April in einer Klausurtagung Leitanträge 
für den 36. Bundesparteitag verabschieden 
wird. Diese werden dann auf den antrags- 
berechtigten Ebenen der Partei diskutiert. 
Eine abschließende Entscheidung trifft der 
Bundesparteitag der CDU, der vom 13. bis 
15. Juni 1988 in Wiesbaden stattfindet. 

Der Bundesfachausschuß will einen Bei- 
trag zur Konsensbildung in der Deutsch- 
landpolitik leisten. Die CDU hat auch in 
der Deutschlandpolitik die Aufgabe, alle 
Gruppen und Teile unserer Bevölkerung 
zu integrieren und Konsens zu schaffen. 
Heimatvertriebene und Flüchtlinge, Aus- 
siedler und Übersiedler werden in die 
Konsensbildung ebenso einbezogen wie 
alle anderen Bevölkerungsgruppen. 
Der Bundesfachausschuß will die 
Deutschlandpolitik ins Zentrum des 
öffentlichen und politischen Bewußtseins 
rücken. Deutschlandpolitik darf nicht 
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allein das Thema derjenigen sein, die 
Deutschland noch als Ganzes erlebt 
haben oder die noch Freunde und 
Bekannte in anderen Teilen Deutsch- 
lands haben, sondern sie geht alle an. In 
der Deutschlandpolitik geht es nicht nur 
um eine Fachdiskussion, sondern um 
eine breite Verankerung im Bewußtsein 
der Bevölkerung. Dies gilt vor allem für 
unsere Jugend. Es ist daher ein wichtiges 
politisches Ziel, für die deutsche Frage 
bei unseren Schülern und Studenten Ver- 
ständnis und Engagement zu wecken. 

Der Bundesfachausschuß sieht eine wei- 
tere Aufgabe darin, bei unseren Nach- 
barn in der Europäischen Gemeinschaft, 
vor allem bei unseren Partnerparteien 
(EVP, EDU, EUCD) das Bewußtsein zu 
schärfen, daß die Frage der deutschen 
Einheit nicht nur eine Frage der Deut- 
schen ist. Dies wird um so eher gelingen, 
je mehr wir allen Nachbarn klarmachen, 
daß die Teilung Berlins, Deutschlands 
und Europas die gleichen Ursachen hat 
und nur auf dem gleichen Wege gelöst 
werden kann. Wir bemühen uns um das 
Einverständnis und die Unterstützung 
unserer Nachbarn in West und Ost für 
unser Ziel, in freier Selbstbestimmung die 
Einheit und Freiheit Deutschlands zu 
vollenden. Die Überwindung der deut- 
schen Teilung ist Auftrag unserer 
Geschichte und unserer Verfassung. Sie 
entspricht unserem festen politischen 
Willen. Die CDU ist für die Wiederverei- 
nigung Deutschlands und für das vereinte 
Europa. Beides entspricht dem Auftrag 
des Grundgesetzes. 

Der Bundesfachausschuß betrachtet es 
als seine Aufgabe, in der kommenden 
Zeit zu konkretisieren, was die CDU im 
einzelnen unter aktiver Deutschlandpoli- 
tik versteht. Im Rahmen seiner Bera- 
tungsfunktion für den Bundesvorstand 
wird er jeweils mögliche konkrete 
Schritte erarbeiten und vorschlagen. 

damit jede vernünftige Chance zur Über' 
windung der Teilung Deutschlands 
genutzt wird. 
Deutschlandpolitik ist eingebettet in die 
Verbesserung unseres Verhältnisses zu 
allen Völkern Mittel- und Osteuropas. 
Der Bundesfachausschuß betrachtet es 
deshalb als seine Aufgabe, den Dialog 
mit den Menschen und Völkern Osteuro- 
pas zu fördern, mehr menschliche Begeg' 
nungen zu erreichen, einen breiteren &u 

turaustausch zu schaffen und die wirt- 
schaftlichen und technologischen Bezie- 
hungen zu intensivieren sowie für die 
Wahrung und Erhaltung der Menschen- 
rechte und der Volksgruppenrechte ein- 
zutreten. In diesem Sinne ist Deutsch- 
landpolitik Teil der Verbesserung des 
Ost-West-Verhältnisses. 

Keine Rente für 
Landesverräter 
Landesverräter sollten nach Ansicht des 
bayerischen Ministerpräsidenten und 
CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß 
keine Rente erhalten. In einem Briefen 
Bundeskanzler Helmut Kohl erläuterte 
Strauß seine Vorstellungen. Hintergrund 
ist der Fall des ehemaligen KGB-Spionj' 
Manfred Rotsch (63), der zu achteinhalb 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, dann 
ausgetauscht und Ende vergangenen Jah- 

res freiwillig aus der DDR in die Bundes- 
republik zurückgekehrt war. Dazu mein 
Strauß, „wer Landesverrat für ein ande- 
res politisches System betreibt, muß wl 

sen, daß er sich mit seiner ganzen Exi- 
stenz diesem System verschreibt". »W 
können es nicht zulassen, daß unser 
soziales Sicherungssystem ausgerechne 
denjenigen einen unbeschwerten Lebe 
abend gewährleistet, die die Sicherheit 
und Rechtsordnung unseres Staates in 
höchstem Maße gefährdet und schweren 
Schaden angerichtet haben." 
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Klaus Töpfer: 

Neustrukturierung 
der Kernenergiewirtschaft 
öie deutsche Kernenergiewirtschaft 
S°H zu unternehmerischen Strukturen 
kommen, die auf Dauer ein Höchst- 
maß an integrierter Sicherheit, Trans- 
parenz und Kontrollfreundlichkeit 
gewährleisten. Dies betonte Bundes- 
umweltminister Klaus Töpfer vergan- 
gene Woche bei der Vorstellung seines 
jonzeptes zur Neustrukturierung der 
Jeutschen Kernenergiewirtschaft. 
Unter anderem schlägt Töpfer vor, den 
Transport von Brennelementen und 
bioaktiven Abfällen unter die unter- 
nehmerische Führung der Deutschen 
Bundesbahn zu stellen. 

^'el des Konzeptes ist es, eine klare Tren- 
nung der unternehmerischen Verantwor- 
luUg in zentralen Bereichen der Kern- 
energiewirtschaft vorzunehmen. Diese 
^reiche sind: 
* der Transport von radioaktiven Abfäl- 
eu und Brennelementen; 

die Konditionierung und Zwischenla- 
ßerung schwach- und mittelradioaktiver 
Stalle; 

die Herstellung von Kernbrennstoffen; 
'der Betrieb von Kernkraftwerken und 
'e Wiederaufarbeitung von Kern- 

brennstoffen. 

^'t dieser Trennung können klar 
j^grenzbare Aufgabenbereiche geschaf- 
,en und die wirtschaftliche Verantwort- 
lichkeit eindeutig zugeordnet werden. 

trüber hinaus ergeben sich nachhaltige 
. Besserungen der Kontrollmöglichkei- 
en für Staat, Öffentlichkeit und Gesell- 

Schafter. 

Voraussetzung dafür ist, daß zunächst die 
Verflechtungen in der deutschen Kern- 
energiewirtschaft deutlich verringert wer- 
den. Daher soll die organisatorische, 
unternehmerische und betriebstechnische 
Neustrukturierung so erfolgen, daß Quer- 
verbindungen und Verflechtungen in den 
sensiblen Bereichen ausgeschlossen wer- 
den und ein Höchstmaß an Transparenz 
sichergestellt ist. 

Maßnahmen zur Entflechtung 
Das Konzept sieht für den Transport 
radioaktiver Abfälle und Brennelemente 
die Zusammenfassung der Transportlei- 
stungen unter unternehmerischer Füh- 
rung der Deutschen Bundesbahn vor. 
Der Bereich der Konditionierung 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle 
wird einem Unternehmen in gemein- 
schaftlicher Verantwortung aller Betrei- 
ber von Kernkraftwerken übertragen. 
Dieses Unternehmen soll für die Kondi- 
tionierung und Zwischenlagerung sowohl 
innerhalb wie außerhalb der Kernkraft- 
werke zuständig sein. 
Darüber hinaus wird sichergestellt, daß 
bei der Herstellung von Kernbrennstoffen 
kein Betreiber von Kernkraftwerken und 
kein im Transportbereich tätiges Unter- 
nehmen beteiligt ist. 
Für den Betrieb von Kernkraftwerken und 
der Wiederaufarbeitung ergibt sich die 
Konsequenz, daß die Betreiber in diesem 
Bereich künftig nur noch an den neuzu- 
schaffenden Unternehmen zur Konditio- 
nierung und Zwischenlagerung beteiligt 
sein werden. 

(Fortsetzung auf der nächsten Seite) 
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Errichtung des Bundesamtes 
für Strahlenschutz beschlossen 
Die von Bundesumweltminister Klaus 
Töpfer im Zusammenhang mit den 
Vorgängen um die Hanauer Nuklear- 
betriebe initiierte Errichtung eines 
Bundesamtes für Strahlenschutz ist 
am vergangenen Dienstag (22. 3.) vom 
Bundeskabinett beschlossen worden. 

Das Bundesamt dient in erster Linie einer 
verbesserten Überwachung im Strahlen- 
schutz und bei der Entsorgung radioakti- 
ver Abfälle. Gleichzeitig soll die Bundes- 
aufsicht intensiviert werden. Ziel ist, die 
Zuverlässigkeit im Umgang mit der Kern- 
energie durch eine vorsorgende Umwelt- 

(Fortsetzung von der vorigen Seite) 

Vertrauen in die Energiewirtschaft 
stärken 
Mit der scharfen Abgrenzung zwischen 
den vier sicherheitsrelevanten Ebenen 
will Töpfer erreichen, daß die Strukturen 
der deutschen Kernenergiewirtschaft für 
jedermann nachvollziehbar und einseh- 
bar sind. Damit wird auch der Forderung 
des Atomgesetzes nach der Zuverlässig- 
keit in Organisation und Personal ent- 
sprochen. Auf der Grundlage dieses Kon- 
zepts wird es gelingen, das Vertrauen in 
die Sicherheit und das Verantwortungsbe- 
wußtsein bei der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie wieder herzustellen. Die 
Eckpunkte seines Konzepts hat der Bun- 
desumweltminister bereits mit hochrangi- 
gen Vertretern der deutschen Wirtschaft 
erörtert und dabei Einvernehmen erzielt. 
Vor diesem Hintergrund stehen die Chan- 
cen gut, schnell zu einem geordneten 
Betrieb in der Kernenergiewirtschaft 
zurückzukommen. 

politik sicherzustellen. Das Bundesamt, 
das im Endausbau über rund 350 Mitar- 
beiter verfügen soll, wird im Kern gebil- 
det aus: 
• der Abteilung „Sicherstellung und End' 
lagerung radioaktiver Abfälle" der Phys'' 
kaiisch-Technischen Bundesanstalt in 
Braunschweig, 
• der Abteilung III „Radioaktive Stoffe 
und Umwelt" und der Abteilung IV 
„Zentralstelle des Bundes für die Über- 
wachung der Umweltradioaktivität" des 
Instituts für Strahlenhygiene des Bundes- 
gesundheitsamtes in München, 
• dem Institut für Atmosphärische 
Radioaktivität des Bundesamtes für Z»VI 

schütz in Freiburg, 
• Teilen der Gesellschaft für Reaktorsi- 
cherheit mbH in Köln und München. 
Über den Sitz des neuen Amtes wird ers 
im Zusammenhang mit der Verabschie- 
dung des Errichtungsgesetzes entschie- 
den. 

Verbot der 
Hormonbehandlung von 
Schlachtvieh bestätigt 
Die jahrelangen Bemühungen der CDU 

CSU-Bundestagsfraktion für ein Verbot 
der Hormonbehandlung von Schlacht- 
vieh haben ein Ende gefunden. Wie vo 
den Agrarministern der EG endgültig 
bestätigt worden ist, wird es ab l. JatlU 

dieses Jahres keinen Einsatz von Horm 
nen in der Tiermast mehr geben. Ab 
l. Januar 1989 werden davon auch alle 
Fleischimporte innerhalb der EG betro 
fen sein. 
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Deutsche Bundesbank: 

Die Konjunktur wird vom privaten 
Konsum gestützt 
ta ihrem neuesten Monatsbericht 
schreibt die Deutsche Bundesbank: 
Hauptstütze der Konjunktur war in der 
leiten Hälfte 1987 die private Nach- 
frage. „Die größte Schubkraft für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
ging jedoch auch in der zweiten Jahr- 
eshälfte 1987 von den privaten Haus- 
halten aus, die auf der Grundlage 
Wesentlich höherer Einkommen und 
^ei praktisch stabilen Preisen ihre Ver- 
brauchsausgaben stark ausweiteten." 

Insbesondere für Autos, Einrichtungsge- 
ßenstände, Dienstleistungen sowie Nah- 
ri»ngs- und Genußmittel des gehobenen 
Bedarfs gaben die Bundesbürger mehr 
Qeld aus. 
^ie höheren Konsumausgaben konnten 
d'e privaten Haushalte durch kräftig 
gestiegene verfügbare Einkommen finan- 
z'eren. Diese lagen im 2. Halbjahr 1987 
Vm 2,5 % über dem entsprechenden Vor- 
Jahresniveau. 
S«>t dem 2. Halbjahr 1985 sind die Real- 
e'«kommen infolge von Preisstabilität und 
"en Auswirkungen der ersten Stufe der 
Steuerreform 1986 um rund 8,5 % ange- 
wachsen. Nach den Angaben der Bundes- 
bank ist dies der stärkste Anstieg seit Ende 
der 70er Jahre. 

deutsche Unternehmen investieren 
^ehr im Ausland 
P'e bundesdeutschen Unternehmen 
n*ben in den vergangenen Jahren ver- 
f*ärkt im Ausland investiert. „So werden 
"eute zum Teil andere Standorte bevor- 
*ugt als vor fünf oder zehn Jahren und in 
Lesern Zusammenhang wird vermehrt in 

anderen Ländern investiert. Nach den 
Angaben aus der Zahlungsbilanz haben 
sich jedenfalls die Direktinvestitionen 
deutscher Unternehmen im Ausland, die 
auf eine verstärkte Investitionstätigkeit 
dort hindeuten, in den vergangenen fünf 
Jahren um rd. 80 % erhöht, ein Anstieg, 
wie er vordem nicht annähernd zu beobach- 
ten gewesen war.** 
Da Ausländer nicht in entsprechendem 
Umfang hierzulande Investitionen täti- 
gen, bedeutet dies — so die Deutsche 
Bundesbank — eine Schwächung der 
inländischen Investitionsdynamik. 
Lag der Anteil deutscher Direktinvestitio- 
nen im Ausland 1982 noch bei 7,5 % der 
im Inland getätigten Bruttoanlageinvesti- 
tionen, so stieg er in den beiden vergange- 
nen Jahren auf 11,5 %. 
Die Direktinvestitionen von Ausländern 
in der Bundesrepublik machten 1987 wie 
schon 1982 lediglich 5,5 % der Bruttoan- 
lageinvestitionen aus. Daher beeinträchti- 
gen die von deutschen Unternehmen im 
Ausland angelegten Mittel das inländische 
Investitionsvolumen. 
Die Unternehmen investierten im zweiten 
Halbjahr 1987 rund 5,5 % mehr in Ausrü- 
stungen als in der gleichen Vorjahreszeit. 

Mehr Fahrgäste 
Die am 1. März 1987 eingeführten neuen 
Bahntarife haben mehr Fahrgäste ange- 
lockt und dem Unternehmen höhere Ein- 
nahmen verschafft. Von März bis Ende 
September fuhren 1,1 Millionen mehr 
Personen im Fernverkehr als im Vorjah- 
reszeitraum. 
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Wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung sehr robust 
Aus der hohen internationalen Ver- 
flechtung ergibt sich die besondere 
außenwirtschaftspolitische Verantwor- 
tung der Bundesrepublik Deutschland. 
Denn unsere Wirtschaft ist mit unse- 
ren außenwirtschaftlichen Partnern 
durch intensiven Austausch von 
Gütern, Dienstleistungen, Kapital und 
technischem Wissen verbunden. 

Die starken Wechselkursschwankungen 
der letzten Jahre, insbesondere der 
beträchtliche Kursrückgang des US-Dol- 
lars, verlangen von der deutschen Wirt- 
schaft eine beträchtliche Anpassungsbe- 
reitschaft und -fähigkeit. Neueste Unter- 
suchungen stützen jedoch die Erwartung, 
daß die Wirtschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik auch nach den Turbulen- 
zen an den Aktien- und Devisenmärkten 
aufwärtsgerichtet bleibt. So schreibt der 
Bundesverband deutscher Banken in sei- 
nem Konjunkturbericht vom März 1988: 
„Von Bedeutung ist insbesondere, daß sich 
der Auftragseingang im verarbeitenden 
Gewerbe nach vorübergehenden Schwäche- 
tendenzen wieder gefangen hat. Dabei 
haben sich die Inlandsbestellungen kräftig 
erholt und die Auslandsaufträge hielten 
sich auf hohem Niveau. Insgesamt hat die 
Nachfrage nach Industrieerzeugnissen wie- 
der Anschluß an die positive Entwicklung 
des vergangenen Herbstes gefunden." 
Zur Stützung der Konjunktur hat dabei 
auch wesentlich beigetragen, daß sich die 
Währungslage seit Jahresbeginn ent- 
spannt hat. 
Dazu der Bundesverband deutscher Ban- 
ken: 
„Die Beruhigung der Devisenmärkte läßt 
die Perspektiven für den deutschen 
Export wieder in einem freundlicheren 
Licht erscheinen. ...Insgesamt sprechen die 
aktuellen Tendenzen für eine Fortsetzung 

des moderaten Aufschwungs. Wichtigste 
Grundlage dafür bleiben die Ausgaben 
der privaten Verbraucher, die sich auf 
eine weiter wachsende Kaufkraft durch 
Steuerentlastungen und stabile Preise 
stützen können." 
Auch international werden die Zukunfts- 
chancen unserer Wirtschaft wieder zuver- 
sichtlicher eingeschätzt. So beurteilt die 
OECD die Entwicklung des Welthandels- 
volumens wie auch speziell das Wirt- 
schaftswachstum in der Bundesrepublik 
Deutschland für 1988 wieder günstiger als 
im Herbst 1987. 
Auch das Bundeswirtschaftsministerium 
stellt in seinem Monatsbericht vom März 
1988 fest, daß die jüngsten Konjunkturin- 
dikatoren für eine Fortsetzung der Auf- 
wärtsentwicklung im laufenden Jahr spre' 
chen. Hauptantriebskraft der gesamtwirt- 
schaftlichen Expansion bleibe der private 
Verbrauch. 

Zugreisen für Behinderte 
Die neuen Triebzüge der Deutschen Bun- 
desbahn der Baureihe ET 410 (IC- 
Express) für den Hochgeschwindigkeits- 
verkehr werden je einen Wagen mit Son- 
dereinrichtungen für Behinderte mitfüh- 
ren. Dieser Wagen verfügt u. a. über ent- 
sprechend dimensionierte Türen und E,n' 
stiegsräume, Abstellplätze für Rollstühle 
sowie über ein WC mit rollstuhlgerechten 
Abmessungen und Einrichtungen. Dar- 
über hinaus ist der Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn aufgefordert worden, 
Neu- oder Umbauten im Bahnhofsbe- 
reich behindertengerecht zu gestalten. 
Auch sollten schon vorhandene S-Bahn- 
Stationen mit Aufzügen oder Rampen 
nachgerüstet werden, fordert Staatssekr 
tär Dieter Schulte. 
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RCDS: Mehr Frauen an die Hochschulen 
"te diesjährige Bundesdelegiertenver- 
Jannnlung des Rings Christlich-Demo- 
kratischer Studenten (RCDS) fand 
V(|m 18. bis 20. März 1988 in Königs- 
^«nter statt. Unter dem Tagungsmotto 
j>Hochschule der Zukunft — Zukunft 
Ur die Hochschule" wurden mehrere 

Anträge zur Hochschulpolitik verab- 
schiedet, u. a. ein umfassender Forde- 
^gskatalog zur „Durchsetzung der 
Gleichberechtigung an den Hochschu- 
le»» als Chance für die Zukunft". 

J1 seinem politischen Rechenschaftsbe- 
^ht forderte der Bundesvorsitzende Jür- 
j=ei Hardt die finanzielle Aufstockung 
^es Personal- und Sachbestandes an den 
j!°chschulen. Nur so sei die sogenannte 
Verlast zu bewältigen. Hardt wandte 
lch auch gegen künftige Bildungsspar- 

^°delle und verlangte eine angemessene 
rhohung der Ausbildungsförderungs- 

atee sowie eine Verlängerung der 
^.öchstförderungsdauer. Im Hinblick auf 
'e bis 1992 angestrebte Verwirklichung 
es europäischen Binnenmarktes sei eine 
a'dige Verkürzung der Studienzeiten 

^wendig. 
er Heidelberger Volkswirtschaftsstu- 
nt Jürgen Hardt wurde zum Bundes- 
rs,tzenden wiedergewählt; Stellvertre- 

j/ ^urde der Göttinger Jurastudent 
arm Adam, Schatzmeister wurde Thor- 

s ^
n Haupts, der in Hannover Wirt- 
aftswissenschaften studiert. 

L   beginn der Delegiertenversammlung 
Ulf p-der Vors'tzende der CDA> Senator 
7o u ln^' em Grußwort an die aus über 

. Hochschulgruppen angereisten Del 
*,erten gerichtet. 

P m Thema „Hochschulpolitik und 
<jf

aüen" sprach Bundesministerin Rita 
Ss"iuth. Eine konsequente Politik für 

e- 

Frauen an Hochschulen erfordere vor 
allem die Aufstellung von Plänen zur 
Förderung von Frauen und die Einrich- 
tung von Gleichstellungskommissionen, 
die Schaffung zusätzlicher oder zielge- 
richteter Stipendien und Stellen für 
Frauen im Rahmen der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses und die 
vermehrte Einrichtung von Kindertages- 
stätten als besondere Maßnahme zur Ver- 
einbarkeit von wissenschaftlicher Tätig- 
keit und Familie. Rita Süssmuth forderte 
den RCDS auf, die Durchsetzung von 
mehr Gleichberechtigung zwischen Mann 
und Frau an den Hochschulen zu för- 
dern; auch hier könne ein Studentenver- 
band noch Pionierarbeit leisten. 

Verdrängungspraktiken 
Umsätze in Höhe von 24 Mrd. DM sind 
in den letzten 13 Monaten durch Zusam- 
menschlüsse an die sieben größten Unter- 
nehmen im Lebensmitteleinzelhandel 
übergegangen. Es handelt sich um 15 Pro- 
zent des Gesamtumsatzes. Dies müßte ein 
Zeichen der höchsten Alarmstufe für den 
Bundeswirtschaftsminister sein. Eine Ver- 
besserung des Kartellgesetzes ist überfäl- 
lig. Die Vernichtung selbständiger Exi- 
stenzen durch Verdrängungswettbewerb 
führt zur Flucht in die Konzentration. 
Nur sechs oder sieben Giganten werden 
übrigbleiben, so die Prognose von Exper- 
ten. Der Bundeswirtschaftsminister ist 
gefordert, die Novelle zum Kartellgesetz 
unverzüglich vorzulegen. Aus einer bruta- 
len Machtwirtschaft im Einzelhandel 
muß wieder eine Soziale Marktwirtschaft 
mit einem fairen Leistungswettbewerb 
werden, stellt MdB Winfried Pinger, Vor- 
sitzender der MIT-Kommission Wettbe- 
werbspolitik der Mittelstandsvereinigung 
der CDU/CSU, fest. 
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Kanzler sprach mit 
Vertretern der Caritas 
Bundeskanzler Helmut Kohl empfing 
am 16. März 1988 den geschäftsfüh- 
renden Vorstand des Deutschen Cari- 
tasverbandes (DCV) unter Leitung sei- 
nes Präsidenten Prälat Dr. Georg 
Hüssler zu einem Meinungsaustausch. 

An dem Gespräch nahmen auch die Bun- 
desminister Blüm und Schäuble teil. Im 
Mittelpunkt des Gespräches standen 
aktuelle Fragen der Reform des Gesund- 
heitswesens. Der Caritasverband unter- 
stützt die Zielsetzung der Reform mit den 
Eckpunkten mehr Eigenverantwortung, 
mehr Vorbeugung und stärkere Absiche- 
rung des Pflegerisikos. Er hält auch eine 
Stabilisierung der Beiträge für unerläß- 
lich. Sorge macht dem DCV dagegen der 
mögliche Aufbau eines verstärkten Kon- 
troll- und Lenkungssystems. 
Im weiteren Verlauf des Gespräches 
berichtete der DCV über seine umfangrei- 
chen Hilfsmaßnahmen in Krisengebieten 
der Dritten Welt. Der Bundeskanzler 
bedankte sich bei den kirchlichen Wohl- 
fahrtsverbänden dafür und sicherte eine 
Fortsetzung und Verstärkung der bewähr- 
ten Zusammenarbeit zu. 

Umstrittene Ernennung 
In Hamburg ist ein Jugendrichter auf 
Probe, gegen den wegen Beteiligung an 
einer Sitzblockade vor dem US-Rake- 
tendepot Mutlangen ein Strafverfahren 
läuft, zum Richter auf Lebenszeit ernannt 
worden. Der Justizsprecher der Hambur- 
ger CDU, Fischer, nannte die Ernennung 
einen ungeheuerlichen Vorgang. Dieser 
Richter habe bewiesen, daß nach seiner 
Meinung für ihn Recht und Gesetz nicht 
grundsätzlich gelten; er habe das Recht 
zur Disposition gestellt. 

Der Fußball- IjM 
Europameisterschafts- 
kalender 
mit Preisausschreiben 
Rechtzeitig zur Fußballeuropameister' 
schaft vom 10. bis 25. Juni 1988 gibt 
es jetzt wieder den EM-Kalender der 
CDU (siehe nebenstehende Abb.). 

Der Fußballkalender verbindet Sport und 
Politik auf informative und ansprechende 
Art. Die zahlreichen Fußballfreunde in 
Deutschland wissen dieses CDU-Werbe- 
mittel zu schätzen, denn der EM-Kalen- 
der bietet eine gute Möglichkeit, den Tur" 
nierverlauf zu begleiten und festzuhalte11. 

Als gefalteter Taschenkalender kann C 
leicht mit zu Freunden und Bekannten 
genommen, oder als Wandkalender im 
Vereinsheim ausgehängt werden. 
Aus dem Inhalt: 
• Stellungnahmen von Fritz Walter, 
Berti Vogts, Sepp Maier und Wolfgang 
Overath 
• Vorstellung unserer National- 
mannschaft 
• Alle Sendezeiten im Fernsehen 
• Tabellen zum Festhalten der 
Ergebnisse 
• Ergebnisse der bundesdeutschen 
Mannschaft bei den Europameister- 
schaften seit 1967 
• Preisausschreiben mit wertvollen 
Preisen für Fußballfreunde 
Bestell-Nummer: 2000 
Mindestabnahme: 500 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 45, — D^ 

Achtung! 
Für folgende Bereiche gibt es Sonderau 
gaben, die Sie über Ihre KreisgeschäftS' 
stelle beziehen können: NRW, Hessen, 
Saarland, Schleswig-Holstein, Olden- 
burg. Berlin, Frankfurt 
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POSTFACH 2449 
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Fleiß und Leistung 
werden wieder honoriert 

Von 100 DM Zulage im Monat kassiert 
der Staat jetzt erheblich weniger Lohnsteuer 
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